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Beklagte und Revisionsboklagte„

hat auf dieDer 5° Senat des Bundessozialgerichts

1972 durchmündliche Verhandlung vom 11„ Quli

Senatspräsident Dr° D a p p r i c h
Vorsitzender —‚

Bundesrichter ‘_‘—' S c h r ö d e r ,
Bundesrichter : 7” R a u s c h e r ‚
Bundessozialrichter H a h n e r LL€

Bundessozialrichter G e n t n e r

für Recht erkannt: fy7izg_‚'f■

‚ „-.\ 1_1
__ _ \

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Landes—

sozialgerichts Nordrhein—Westfalen vom 16° Oktober

1970 wird zurückgewiesen„

Außergerichtliche Kosten des Hevisionsverfahrens

sind nicht zu erstatten° (\.—‘„__1 Ü‘;„i’
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In einer bei der Beklagten 1agerndén Sammelkarte sind die

Versieherungskarten (Quittungskarten) Nrc 1 bis 12 des Klägers

'_aufgerechnet° In der Sammelkarte sind für die Versieherungskarte

Nr° 6 sieben Wochenbeiträge der Lohnklasse V und 29 Wochenbei—

träge der Lohnklasse VII angegeben° Nach der in den Händen des

Klägers befindlichen Aufrechnungsbeseheinigung ist diese Ver—
sicherungskarte

am ü„ Juni'l95o aufgerechnet werden und ent—

hielt 51 Beitragsmarken der Klasse V und 29 Beitragsmarken

der ilasse VII„ Streitig ist.unter den Beteiligten‚ ob der Be—

rechnung für die dem Kläger ab 19 Juni 1967 bewilligten Rente

die Angaben der Sammelkarte oder die der Aufrechnungsbesehei—

nigung zugrunde zu legen sindo

Nach den Eintragungen in die Sammelkarte ist die Versicherungse

karte Nr„ 5 am 240 März 1926 ausgestellt werden° Sie war für

die Zeit vom 8° März 1026 an verwendbar und enthielt 57 Marken

der Lobnklasse 4, die für die Zeit vom 28° September 1925 an

verwendet turäen und 22 Marken der Lobnklasse IV‚ die für die

Zeit vom 270 Juni 1927 an galten„ Die Versicherungskarte Nro 6

wurde am 210 September 1928, die VersicherungskartaiNra 7

und 8\am 4° Juni 1950 und am 4° Mai 1951 ausgestellt° Die

Karte Nr„ 7 war verwendbar ab 50 Mai 1950 und enthielt 52 Wochen«

marken, die Karte Nr„ 8 enthielt 20 Wochenmarkeno Die Karte

Nr„ 9 wurde am 17° Mai 1955 ausgestellte '

. .*

Die Beitrags— und Krankenk„rte der Allgemeinen Ortskranken—

kasse (AOK) B3nn weist ua° folgende Besehäftigungen des Klägers

ausz' ' ' ‘ ’ “ * ' '

7° Mai 1925 bis 10; Juli 1926 tätig bei Hermann D ;1315
Wochenlohn 25 Mark,

2° August 1926 bis 25° April 1927 tätig bei Willi Z ■■9f

Wochenlohn 20 Mark,

\.„
\1
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15° Mai 1928 bis 15° Juli 1928 tätig bei Josef B tt;r‚-

Wochenlohn 20 Mark,

(der Kläger hat die Abschrift eines Zeugnisses des Josef

Btl■■t;vom 15° Juli 1928 vorgelegt, wonach er bei diesem

vom 5c Juni 1927 bis zum 14a Juli 1928 beschäftigt gewesen

ist)° ’ &

200 Februar 1929 bis 17° August 1929 tätig bei M; S Ut■»
Wochenlohn 25 Mark‚

20° September 1929 bis 50‚ April 1950 tätig bei Matth°Dil■„i

' Wochenlohn 24 Mark?

(der Kläger hat die Abschrift einer Arbeitsbescheinigung des
MattheDüren vom lo Mai 1950 vorgelegt, wonach er bei diesem

vom 11: September 1929 bis zum 500 Mai 1950 beschäftigt gee

wesen ist)c '
11„ Mai 1950 bis 16‚ September 1951 tätig bei Doerks°

. Das Sozialgericht (SG) Köln hat die Beklagte mit Urteil vom
120 November 1969 verurteilt? dem Kläger aus der Quittungs—

karte qu'6 5 Wochenbeiträge der Beitragsklasse V anstelle

der angerechneten ? Wochenbeiträge anzureehnen° Auf die Be—

rufung der Beklagten hat das Landessozialgeri0ht (LSG)

Nordrhein—Westfalen das Urteil des SG abgeändert und die

Klage abgewiesen° Die Beklagte sei durch die Verordnung

über die Einrichtung von Sammelkarten und die Vernichtung von

Quittungskarten vom 10° März 1928 ermächtigt gewesen‚ den

Inhalt alter Karten desselben Versicherten in Sammelharten

zu_übertragen und sie statt der Einzelkarten aufzubewahreno

Die Verordnung habe die Übertragung von Quittungskarten in

die Sammelkarte durch den ”übertragenden Beamten“ zuge»

lassen und die Überprüfung durch einen Beamten verlangt7 der

bei der Übertragung nicht beteiligt gewesen seic Die Sammel-

karte enthalte die Handzeiehen der beiden beteiligten Be—

diensteten° Bei Abweichungen zwischen der Quittungskarte

und der Aufrechnungsbescheinigung gehe im allgemeinen der

Inhalt der ersteren vor„ Die Sammelkarte sei aber an die

Stelle der Einzelkarten getreten, deshalb müsse sie auch
deren Beweiswert habens Aus dem Tagebuch der Beklagten er—
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"gebe sich, daß die Quittungskarte N o 6 des Klägers im Jahre

1957 an die Kontrollstelle übersandt werden sein Daraus folge,

daß gegen den Inhalt dieser Karte Bed.enlten bestanden hätten„

‘Tatsächlich sei die Richtigkeit der Angaben in der Aufrech—

nungsbescheinigunr dieser Karte auch sehr zwci■elbaft. Aus
der Aufrechnungsbescheinigung Nr° 5 und der Semmel„a_ue

ergebe sich? daß 22 Marken der in diese 1%rte g_;elzlebten
Marken für die Zeit vom 276 Juni 1927 an gaalte Ab 5. hai

1930 sei die Qtittungslcarte N1„ 7'veruendbe r gewesen. In der

Zeit zuischen dem 27 " uni 1C)27 und dem 4c Mai 1550 sei ser

Kläger nach den Unterlab en der AOK Bonn vom 13„ Mai 1926 sie

zurn 15° Juli 1928 bei Josef ] Ü;LJ(= 10 an; 0
von 20° Februar 1929 bis zum

170
August 1929 bei M„ SA

t nber 1929 bis(= 26 angefangene Uechen) und vom 20„ Sep en
(= 55 enge058ngene Wochen)50° April 1950 bei Matth°

beschäftigt ge■esenc ■ach dem Zeugnis von 5„ Juli 1921

solle er zwar; aevveicren e v n den Untezlagen der AOK Bexn‚

vom 50 Juni 1927 bis zum 14„ Juli 1928 bei Josef Becker

bescha ftigt gewesen sein° Es sei aber unwahrscheinlich„ daß

in der Zeit vom 5„ Juni 1927 bis zum 12‚ Mai 1928 Beiträge

zur gesetzlichen Rentenversicherung geleistet werden sei en

wenn der Kläger erst ab 13° Mai 1928 durch diesen Arbeit; Me e1
krankenversichert werden sei„ Die bei der Krankenkasse ausge—
wiesene Versicherungszeit betrage für den in Betracht kom13enden

Zeitraum 69 angefangene Wochen, wenn acer die Argaben in der

Axwfr cnnung„bescbelnirung richtig wären‚ so wären für ei esen
,Zeitraum insgesamt 82 Beiträge erbracht„ Es liege deszm1b

nahe‚ daß eine Beitrap gsregulierung eingeleitet werden sei?

Darauf deute auch die Tatsache hin‚ “aß die ent richt ten Bei»

träge zum Teil von einem höheren Wochenverdienst entrichtet

.)‚..worden seien, als der Kläger nach den Unterlagen der f n Bonn‚\

erzielt habe° Maan könne also insgesamt auf eine fehlerhafte

Beitragsleis tung und auf eine deshalb erfolgte Beitragsre—

ulierung schließen, die in‘der Aufrechungsbescheinigung nicht

‘ermerkt werden sei° Gegen das Urteil hat das LSG die Revision

zugelassen°l («H, „;
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Zur Begründung der von ihm eingelegten Revision trägt der -
.Kläger vor, es könne weder für die Sammelbescheinigung noch

■r die Aufrechnungsbescheinigung der Beweis geführt werden, daß

ihr Inhalt objektiv unrichtig sei° Damit stünden sich zwei

öffentliche Urkunden gegenüber, deren Beweiswert zunächst

gleichwertig sei° % 21 Abs@ 4 der Beitrags—Ordnung vom

21„ November 1924 bezwecke, daß zehn Jahre nach Erteilung der

Aufrechnungsbescheinigung Rechtsfrieden eintreten solle und

die Aufrechnungsbeseheinigung nicht mehr beanstandet werden
'könne, gleichgültig, ob die Versicherungsanstalt vom Inhalt

der Aufrechnungsbescheinigung Kenntnis erhalten habe oder

nicht„ Selbst wenn eine Beitragsregulierung erfolgt sei‚

hätte die Beklagte den Kläger zur Einreichung seiner Auf—

rechnungsbescheinigung auffordern müssen‚ um diese mit der

Änderung in Übereinstimmung zu bringen„ Daß dies nicht ge—
-schehen sei, spreche dafür‚ daß die Karte Nro 6 in Berich—

tigungs— (bzwq Kontroll—)verfahren keine Änderung rfahren
habe° Wenn das LSG von einem Zeitraum von 69 Wochen ausgehe,

dann beziehe es die Zeit vom 15„ Mai 1028 bis zum 15„ Juli

1928 eine Zu dieser Zeit sei aber noch die Versioherungskar—

te Nr° 5 verwendbar gewesen? denn die Karte Nr; 6 sei erst

ca„ zwei Monate später ausgestellt werden„

.Der Kläger beantragt‚«

das Urteil des Landessozialgeriehts Nordrhein—

Jestfalen vom 160 Oktober 1970 aufzuheben und

die Berufung der Beklagten gegen das Urteil des

Sozialgerichts Köln vom 126 November 1969 z rdck—

zuweisen°

Die Beklagte beantragt„

(

die Revision des Klägers als unbegründet zurück—

zuweiseno

Sie hält das angefochtene Urteil für richtig„ Es müsse davon

ausgegangen werden„ daß die Quittungskarte Hr‚ 6 berichtigt
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werden sei, allerdings könne nicht mehr festgesüilt werden„

aus welchem Grunde die Aufrechnungsbeseheinigung nicht be—

richtigt werden sei„ Dies könne an der mit dem Kriegsaus—

bruch verbundenen Personalknappheit gelegen haben oder daran„

daß der Kläger die Aufrechnungs bescheinigung nicht vorgelegt

habe‚ Aus dem Tagebuch-des ahres 195’7 er5 eoe sich jeden-alls

daß die Ver siclerungskarte Nr„ 6 am l0 Dezember 19 57 auf

Anforderung vom 5„ Dezember 1957 an die Kontrollstelle 2 in

Bonn gesandt werden sei„

'7’ ' II

Die_Revision des Klägers ist nicht begründet:

Sammelkarte und Aufrechnungsbescheinigung sind öffentliche

Urkunden im Sinne des 5 4l8 der Zivilprozeßordnung (ZPO)‚

Beide b03HSPrUChGH‘VOlle Beweiskraft d r darin bezeugtenyiat—

sachen° Da die beiden öffentlichen Urkunden hinsichtlich

des Inhalts der quittungskarte Nr„ 6 unterschiedliche Anga—

ben enthalten‚ ist insoweit die Beweisregel des 5 418 250
für diese Urkunden aufgehoben, denn die Unrichtigkeit der be—

zeug ten Tatsache könnte theoretisch bei jeder der beiden Ur—

kunden mit dem Inhalt der an deren bewiesen xrerden„ Dabei

.,

rann es dahingestellt blei een ob de r Bexeiéx.ert einer

Quittungskarte größer als der Bew eis wrert einer Aufrechnungg—

bescheinigung und einer Sanme-bescheinigung ist7 weil die
Quittungskartenfür die streit15e Zeit nicht mehr vorhanden

sind„ Es kommt daher im vorliegenden Fall alleine darauf

an? ob ohne Berücksichtigung des Beweisvertes der Aufrech—

nungsbescheinigung und der Sammelkarte der Beweis erbracht

werden kann() daß die von dem Kläger behauptete weitergehen—
de Bei' cragsentrich „un5els von der Bel :la5ten anerkannt, erfolgt

ist„ Das LSG hat nicht feststellen können ob dies der Fall
ist oder ob dies nicht der Fall i t„lDa ra n ist der SenatU

)

gebunden, weil hier5egcn keine durchgreifenden Verfahrens—

rügen erhoben sind„ Das ISG hat eine Abwägung der für und

gegen die Richtigkeit der Behauptung des Klägers sprechenden

-’7...
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Umstände vorgenommen, ohne dabei die Grenzen des Rechts der

freien Beweiswürdigung durch einen Verstoß gegen Denkgesetzé,

gegen allgemeine Erfahrungssätze oder durch ein Abweichen vom

Gesamtergebnis des Verfahrens zu überschreiten° Insbesondere

ist nicht
zu beanstanden, daß es davon ausgeht, das Tagebuch

des Jahres 1957 weise eine auf Antrag am 10° Dezember 1957

an die Kontrollstelle 2 in Bonn erfolgte Übersendung der

Versicherungskarte Nr° 6 aus„ Ohne Verstoß gegen die Denkge—

setze konnte das LSG zu dem Ergebnis kommen, daß diese Karte

aus einem besonderen Anlaß, für den in erster Linie eine not—

wendige Berichtigung in Betracht kommt, angefordert worden

ist. Nach @ 1445 Abs„ 5 der Réichsversieherungsordnung (RVG) aF

war die Berichtigung der Quittungskarte Nr„ 6 im öahre 1957

auch nicht etwa ausgeschlossen° Nach dieser Vorschrift konnte

nach Ablauf von zehn Jahren seit Aufrechnung der Quittungs—

karte dic rechtsgültige Verwendung der in der Aufrechnung be—.

scheinigten Marken nicht mehr angefochten werden„ Die Berich—

tigung der im Jahre 1930 aufgercchneten Versicherungskarte Nr° 6

ist innerhalb der Zehnjahrosfrist erfolgt„ Unter “in der Auf— \

rechnung" in % 1445 Abs„ 5 EVO aF kann nur die Aufrechnungs—
spalte der Quittungskarte verstanden werden„ Die Aufrechnungs—

bescheinigung kann schon deshalb nicht gemeint sein7 weil sie

nicht wie die Quittungskarte beim Kartenlager der Landesver—

sicherungsanstalt (LVA) eingihg‚ die LVA also gar keine Mög—

lichkeit hatte‚ den Inhalt einer Aufrechnungsbescheinigung

anzufechtcn oder zu beanstanden° Das LSG hat die möglichen und

tatsächlich erfolgten Beitragsentrichtungen über die in der

Versicherungskarte Nr„ 6 bescheinigten und allein streitigen

Zeiten zum Teil hinausgehende Zeit vom 27„ Juni 1927 bis Mai

l930 untersuchto Die Versicherungskarte Nr° 5 enthält zwar
noch 22 Wochenmarken für diesen Zeitraum„ Das LSG hat jedoch

diese weitergehende Untersuchung vorgenommen, weil durch die

Verordnung vom 15„ April 1927 (AK 27, 555) mit Wirkung vom

27„ Juni 1927 neue Beitragsmarken eingeführt worden sind und

der Kläger im Mai 1950 ein neues Arbeitsverhältnis begründet

hat? für das die Beitragsmarkcn erkennbar in den nachfolgen—

den Versicherungskarten Nr„ 7 und 8 geklebt wurdeno Es stand
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‚damit der genaue Anfang und das genaue Ende des Zeitraumes

fest, für den die 22 Wochenmarken in der Versicherungskarte

Nr° 5 und die in der Versicherungskarte Nr„ 6 enthalten ge—

wesenen Beiträge erbracht werden sind? Es ist auch nicht zu

beanstanden‚ daß das LSG die Angaben der Beitrags— und Kran—

kenkarte der AOK Bonn über die Beschäftigungsverhältnisse

des Klägers während dieses Zeitraumes ausgewertet hat und

davon ausgegangen ist‚ es sei nach allgemeiner Erfahrung

nicht wahrscheinlich‚ daß Arbeitgeber für Arbeitnehmer

mehr Marken zur gesetzlichen Rentenversicherung geklebt

als sie Beiträge zur AOK entrichtet haben„ Es ist dann zu

dem nicht zu beanstandenden Ergebnis gekommen‚ daß unter

Zugrundelegung der Angaben in der Aufrechnungsbescheinigung

für die Quittungskarte Nr° 6 in der Zeit vom 27: Juni 1927

bis Mai 1930 15 Wochenbeiträßc mehr entrichtet werden

wäre‚ als sie nach den Angaben der Beitrags— und Krankenkar«

ten der AOK Bonn möglich sind; Es ist zwar richtig? daß

dies aber zu der Annahme führt, daß die Sammelkarte

ll Nechenbeiträge weniger ausweist, als sie nach den Unter—

lagen der AOK enthalten müßte° Das LSG hat aber darauf hin—

gewiesen‚ daß nach den in den Unterlagen der AOK angege—

benen Verdiensten für deanläger keine Beitragsnarken der

s 36 BH

zu entrichten waren, erbracht sein können„ Wie dies aber

Klasse VII, die für ein Wochenverdienst von mehr al

auch letztlich zu erklären sein mag, jedenfalls durfte das

LSG annehmen? daß der Nachweis der Behauptung des Klägers

— und darauf kommt es alleine an — nicht erbracht isto

Das LSG hat daraufhin zu Recht entschieden, daß nach dem

auch im Sozialrecht geltenden Grundsatz von der objektiven

Beweislast die Klage abzuweisen istc Nach diesem Grund—

satz geht es zu Lasten desjenigen? der ein Recht geltend

macht, wenn die Voraussetzungen dieses Rechts nicht nach—_

weisbar sindc

|

«\
0 i
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D1e Rev151on des
Beklzgien

mußte daher zuruckgew1esen

werden° Die Köstenentscheidung ergibt sich aus % 195 des

Sozialgerichtsgesetzeso
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